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1 2 1 . Bundesgesetz: Volksanwaltschaft
(NR: GP XIV RV 94 und 95 AB 421 S. 49. BR: AB 1624 S. 360.)

1 2 2 . Bundesgesetz: Änderung des Bezügegesetzes
(NR: GP XIV AB 425 S. 49. BR: AB 1625 S. 360.)

1 2 1 . Bundesgesetz vom 24. Feber 1977
über die Volksanwaltschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

(Verfassungsbestimmungen)

Einrichtung der Volksanwaltschaft

§ 1. (1) Jedermann kann sich bei der Volks-
anwaltschaft wegen behaupteter Mißstände in der
Verwaltung des Bundes einschließlich dessen
Tätigkeit als Träger von Privatrechten be-
schweren, sofern er von diesen Mißständen be-
troffen ist und soweit ihm ein Rechtsmittel nicht
oder nicht mehr zur Verfügung steht. Jede solche
Beschwerde ist von der Volksanwaltschaft zu
prüfen. Dem Beschwerdeführer sind das Ergebnis
der Prüfung sowie die allenfalls getroffenen Ver-
anlassungen mitzuteilen.

(2) Die Volksanwaltschaft ist berechtigt, von
ihr vermutete Mißstände in der Verwaltung des
Bundes einschließlich dessen Tätigkeit als Träger
von Privatrechten von Amts wegen zu prüfen.

(3) Die Volksanwaltschaft ist in Ausübung
ihres Amtes unabhängig.

§ 2. (1) Alle Organe des Bundes, der Länder
und der Gemeinden haben die Volksanwaltschaft
bei der Besorgung ihrer Aufgaben zu unter-
stützen, ihr Akteneinsicht zu gewähren und auf
Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len. Amtsverschwiegenheit besteht nicht gegen-
über der Volksanwaltschaft.

(2) Die Volksanwaltschaft unterliegt der Amts-
verschwiegenheit im gleichen Umfang wie das
Organ, an das die Volksanwaltschaft in Erfüllung
ihrer Aufgaben herangetreten ist. Bei der Er-
stattung der Berichte an den Nationalrat ist die
Volksanwaltschaft zur Wahrung der Amtsver-
schwiegenheit aber nur insoweit verpflichtet, als
dies im Interesse von Parteien oder der natio-
nalen Sicherheit geboten ist.

§ 3. Die Volksanwaltschaft kann den mit den
obersten Verwaltungsgeschäften des Bundes be-
trauten Organen Empfehlungen für die in einem
bestimmten Fall zu treffenden Maßnahmen ertei-
len. Das betreffende Organ hat binnen einer
bundesgesetzlich zu bestimmenden Frist entweder
diesen Empfehlungen zu entsprechen und dies der
Volksanwaltschaft mitzuteilen oder schriftlich zu
begründen, warum der Empfehlung nicht ent-
sprochen wurde.

§ 4. Die Volksanwaltschaft hat dem National-
rat jährlich über ihre Tätigkeit zu berichten.

§ 5. Auf Antrag der Volksanwaltschaft erkennt
der Verfassungsgerichtshof über Gesetzwidrigkeit
von Verordnungen einer Bundesbehörde.

§ 6. Entstehen zwischen der Volksanwaltschaft
und der Bundesregierung oder einem Bundes-
minister Meinungsverschiedenheiten über die Aus-
legung der gesetzlichen Bestimmungen, die die
Zuständigkeit der Volksanwaltschaft regeln, so
entscheidet auf Antrag der Bundesregierung oder
der Volksanwaltschaft der Verfassungsgerichtshof
in nichtöffentlicher Verhandlung.

§ 7. (1) Die Volksanwaltschaft hat ihren Sitz
in Wien. Sie besteht aus drei Mitgliedern, von
denen jeweils eines den Vorsitz ausübt. Die Funk-
tionsperiode beträgt sechs Jahre. Eine mehr als
einmalige Wiederwahl der Mitglieder der Volks-
anwaltschaft ist unzulässig.

(2) Die Mitglieder der Volksanwaltschaft wer-
den vom Nationalrat auf Grund eines Gesamt-
vorschlages des Hauptausschusses gewählt. Der
Hauptausschuß erstellt seinen Gesamtvorschlag
bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte sei-
ner Mitglieder, wobei die drei mandatsstärksten
Parteien des Nationalrates das Recht haben, je
ein Mitglied für diesen Gesamtvorschlag namhaft
zu machen. Die Mitglieder der Volksanwaltschaft
leisten vor Antritt ihres Amtes dem Bundespräsi-
denten die Angelobung.
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(3) Der Vorsitz in der Volksanwaltschaft wech-
selt jährlich zwischen den Mitgliedern in der
Reihenfolge der Mandatsstärke der die Mitglieder
namhaft machenden Parteien. Diese Reihenfolge
wird während der Funktionsperiode der Volks-
anwaltschaft unverändert beibehalten.

(4) Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines
Mitgliedes der Volksanwaltschaft hat jene im
Hauptausschuß des Nationalrates vertretene Par-
tei, die dieses Mitglied namhaft gemacht hat,
ein neues Mitglied namhaft zu machen. Die Neu-
wahl für den Rest der Funktionsperiode ist
gemäß Abs. 2 durchzuführen.

(5) Die Mitglieder der Volksanwaltschaft müs-
sen zum Nationalrat wählbar sein; sie dürfen
während ihrer Amtstätigkeit weder der Bundes-
regierung noch einer Landesregierung noch einem
allgemeinen Vertretungskörper angehören und
keinen anderen Beruf ausüben.

§ 8. (1) Die Beamten der Volksanwaltschaft
ernennt auf Vorschlag und unter Gegenzeichnung
des Vorsitzenden der Volksanwaltschaft der Bun-
despräsident; das gleiche gilt für die Verleihung
von Amtstiteln. Der Bundespräsident kann je-
doch den Vorsitzenden der Volksanwaltschaft
ermächtigen, Beamte bestimmter Kategorien zu
ernennen. Die Hilfskräfte ernennt der Vorsit-
zende der Volksanwaltschaft. Der Vorsitzende
der Volksanwaltschaft ist insoweit oberstes Ver-
waltungsorgan und übt diese Befugnisse allein
aus.

(2) Die Diensthoheit des Bundes gegenüber
den bei der Volksanwaltschaft Bediensteten wird
vom Vorsitzenden der Volksanwaltschaft ausge-
übt.

(3) Die Volksanwaltschaft gibt sich eine Ge-
schäftsordnung sowie eine Geschäftsverteilung, in
der zu bestimmen ist, welche Aufgaben von den
Mitgliedern der Volksanwaltschaft selbständig
wahrzunehmen sind. Die Beschlußfassung über
die Geschäftsordnung und die Geschäftsvertei-
lung erfordert Einstimmigkeit der Mitglieder der
Volksanwaltschaft.

§ 9. (1) Durch Landesverfassungsgesetz können
die Länder die Volksanwaltschaft auch für den
Bereich der Verwaltung des betreffenden Landes
für zuständig erklären. In diesem Falle sind die
§§ 5 und 6 sinngemäß anzuwenden.

(2) Schaffen die Länder für den Bereich der
Landesverwaltung Einrichtungen mit gleich-
artigen Aufgaben wie die Volksanwaltschaft, so
kann durch Landesverfassungsgesetz eine den
§§ 5 und 6 entsprechende Regelung getroffen
werden.

§ 10. Nähere Bestimmungen zur Ausfüh-
rung dieses Abschnittes sind bundesgesetzlich zu
treffen.

II. ABSCHNITT

Organisation der Volksanwaltschaft

§ 11. {1) Zur kollegialen Beschlußfassung der
Volksanwaltschaft ist die Anwesenheit aller Mit-
glieder erforderlich. Regelungen in der Geschäfts-
ordnung über die Vertretung eines Mitgliedes
der Volksanwaltschaft in Angelegenheiten, die
der kollegialen Beschlußfassung bedürfen, sind
zulässig. Die Beschlüsse werden, soweit verfas-
sungsgesetzlich nicht anders bestimmt ist, mit
Stimmenmehrheit gefaßt; Stimmenthaltung ist
nicht zulässig.

(2) Der kollegialen Beschlußfassung der Volks-
anwaltschaft unterliegen die ihr entsprechend
der Geschäftsordnung oder der Geschäftsvertei-
lung vorbehaltenen Angelegenheiten, jedenfalls
aber die Geschäftsordnung und die Geschäftsver-
teilung selbst, sowie die Beschlußfassung über
Berichte an den Nationalrat und über die An-
rufung des Verfassungsgerichtshofes in den Fällen
der §§ 5 und 6.

(3) Die wechselseitige Vertretung der Mitglie-
der der Volksanwaltschaft in der Wahrnehmung
der zur selbständigen Behandlung übertragenen
Aufgaben im Fall vorübergehender Verhinde-
rung und dauernder Erledigung des Amtes wird
durch die Geschäftsordnung der Volksanwalt-
schaft geregelt.

§ 12. Scheidet ein Mitglied der Volksanwalt-
schaft vorzeitig aus dem Amt, so hat der Vor-
sitzende dies unverzüglich dem Präsidenten des
Nationalrates anzuzeigen.

§ 13. Jedes Mitglied der Volksanwaltschaft,
dessen Auffassung über den Inhalt eines an den
Nationalrat gerichteten Berichtes nicht die Mehr-
heit gefunden hat, ist befugt, insoweit dem Be-
richt einen Minderheitsbericht anzuschließen.

§ 14. (1) Die Geschäftsordnung kann bestim-
men, daß regelmäßig wiederkehrende und der
Vorbereitung der zu treffenden Maßnahmen
dienende Erledigungen namens der Volksanwalt-
schaft von der Kanzlei vorzunehmen sind.

(2) Geschäftsordnung und Geschäftsverteilung
der Volksanwaltschaft sind im Bundesgesetzblatt
kundzumachen.

III. ABSCHNITT

Verfahren vor der Volksanwaltschaft

§ 15. Für das Verfahren vor der Volksanwalt-
schaft sind die Bestimmungen der §§ 6, 7, 10,
13, 14, 16, 18 Abs. 1 und 4, 21 bis 31, 45 Abs. 1
und 2 sowie der §§ 46 bis 55 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, BGBl.
Nr. 172, sinngemäß anzuwenden.
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§ 16. Die mit den obersten Verwaltungsge-
schäften des Bundes betrauten Organe sind ver-
pflichtet, innerhalb einer Frist von acht Wochen
den an sie gerichteten Empfehlungen der Volks-
anwaltschaft zu entsprechen und dies der Volks-
anwaltschaft mitzuteilen oder schriftlich zu be-
gründen, warum der Empfehlung nicht ent-
sprochen wurde. Auf begründetes Ersuchen kann
die Volksanwaltschaft diese Frist verlängern. Der
Beschwerdeführer ist von der Mitteilung in
Kenntnis zu setzen.

§ 17. Insoweit bei Behörden und Dienststellen
Anbringen in einer anderen als der deutschen
Sprache zulässig sind, können auch Anbringen
bei der Volksanwaltschaft in dieser Sprache ein-
gebracht werden.

§ 18. Hält die Volksanwaltschaft Erhebungen
zur Ermittlung des einer Beschwerde zugrunde
liegenden Sachverhaltes für erforderlich, so trägt
der Bund die dafür entstehenden Kosten.

§ 19. Eingaben an die Volksanwaltschaft und
alle sonstigen Schriften, die zur Verwendung in
einem Verfahren bei der Volksanwaltschaft aus-
gestellt werden, sind von den Stempelgebühren
befreit.

IV. ABSCHNITT

Bezugs- und pensionsrechtliche Regelungen

§ 20. (1) Der Bezug eines Mitgliedes der Volks-
anwaltschaft entspricht dem jeweiligen Gehalt
eines Bundesbeamten des Dienststandes der All-
gemeinen Verwaltung, Dienstklasse IX, Gehalts-
stufe 6, zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen.

(2) Bestehen neben dem Anspruch auf Bezüge
und Sonderzahlungen im Sinne des Abs. 1 ein
oder mehrere Ansprüche, die im § 38 des Be-
zügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, erwähnt sind,
oder ein Anspruch auf einen Ruhebezug nach
§ 35 des Bezügegesetzes, so ist der Bezug im
Sinne des Abs. 1 nur in dem Ausmaß auszuzah-
len, um das die Summe der anderen Ansprüche
hinter dem Anfangsbezug eines Bundesministers
(§ 6 des Bezügegesetzes) zurückbleibt. Für die
erforderliche Vergleichsberechnung sind die
Bruttobeträge heranzuziehen.

(3) Die §§ 1 Abs. 2, 11, 12, 15, 16 Abs. 1,
18 und 21 bis 23 des Bezügegesetzes sowie die
§§ 71 und 72 der Dienstpragmatik gelten für
die Mitglieder der Volksanwaltschaft im übrigen
sinngemäß mit der Maßgabe, daß sie Mitgliedern
des Nationalrates gleichzuhalten sind.

(4) Das Ausmaß der Vergütung für Dienst-
reisen der Mitglieder der Volksanwaltschaft rich-
tet sich nach den Vorschriften für die Bundes-
beamten der Allgemeinen Verwaltung. Sie sind
dabei den Bundesbeamten der Dienstklasse IX
der Allgemeinen Verwaltung gleichzuhalten.

§ 21. Die Bestimmungen des Einkommen-
steuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 440, über die
steuerrechtliche Behandlung der Bezüge der Mit-
glieder des Nationalrates nach dem Bezügegesetz
sind auf die Mitglieder der Volksanwaltschaft
sinngemäß anzuwenden.

§ 22. (1) Einem Mitglied der Volksanwaltschaft
gebührt auf Antrag ein monatlicher Ruhebezug,
wenn die Zeit der Funktionsausübung als Mit-
glied der Volksanwaltschaft mindestens sechs
Jahre betragen hat.

(2) Ist ein Mitglied der Volksanwaltschaft in-
folge einer von ihm nicht vorsätzlich herbeige-
führten Krankheit oder körperlichen Beschädi-
gung zur weiteren Funktionsausübung unfähig
geworden und beträgt die Zeit der Funktions-
ausübung noch nicht sechs Jahre, jedoch minde-
stens drei Jahre, dann ist es so zu behandeln, als
ob es eine Zeit der Funktionsausübung von sechs
Jahren aufzuweisen hätte.

§ 23. (1) Der Ruhebezug wird auf der Grund-
lage des dem Mitglied der Volksanwaltschaft im
Zeitpunkt des Ausscheidens gebührenden Bezuges
(§ 20 Abs. 1) und der Zeit der Funktionsaus-
übung ermittelt.

(2) 80 v. H. des Bezuges bilden die Bemessungs-
grundlage des Ruhebezuges.

(3) Der Ruhebezug beträgt bei einer Zeit der
Funktionsausübung von sechs Jahren 60 v. H.
der Bemessungsgrundlage und erhöht sich für
jedes weitere Jahr um 5 v. H. dieser Bemessungs-
grundlage.

(4) Hinsichtlich des Anfallstages des Ruhe-
bezuges gelten die Bestimmungen des § 27 des
Bezügegesetzes sinngemäß.

§ 24. Bestehen neben dem Anspruch auf Ruhe-
bezug nach § 22 ein oder mehrere Ansprüche, die
im § 38 des Bezügegesetzes erwähnt sind, oder
ein Anspruch auf einen Bezug nach § 6 des Be-
zügegesetzes oder einen Ruhebezug nach § 35 des
Bezügegesetzes, so ist der Ruhebezug nach § 22
nur in dem. Ausmaß auszuzahlen, um das die
Summe der anderen Ansprüche hinter dem An-
fangsbezug eines Bundesministers (§ 6 des Be-
zügegesetzes) zurückbleibt. Für die erforderliche
Vergleichsberechnung sind die Bruttobeträge her-
anzuziehen.

§ 25. (1) Den Hinterbliebenen eines Mitgliedes
der Volksanwaltschaft gebühren auf Antrag mo-
natliche Versorgungsbezüge, wenn das Mitglied
am Sterbetag Anspruch auf Ruhebezug gehabt
hat oder im Falle der mit Ablauf dieses Tages
eingetretenen Unfähigkeit zur weiteren Funk-
tionsausübung gehabt hätte.

(2) Für die Beurteilung des Anspruches der
Hinterbliebenen auf Versorgungsbezüge, für
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deren Ausmaß und den Anfallstag gelten die
§§ 28 Abs. 2 und 3 und 29 des Bezügegesetzes
sinngemäß.

§ 26. Auf die Versorgungsbezüge der Witwen
und der Waisen ist § 24 sinngemäß mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß der vorgesehenen Ver-
gleichsberechnung bei der Witwe 60 v. H., bei
einer Vollwaise 30 v. H. und bei einer Halbwaise
12 v. H. des Anfangsbezuges eines Bundesmini-
sters zugrunde zu legen sind.

§ 27. Bei der in den §§ 22 bis 26 geregelten
Versorgung sind im übrigen die §§ 11, 13, 16
Abs. 1, 21, 23, 27, 28, 32 bis 40, 41 Abs. 1 bis 3
und 42 bis 45 des Pensionsgesetzes 1965 sinnge-
mäß anzuwenden. Die sinngemäße Anwendung
des § 43 Abs. 2 des Pensionsgesetzes 1965 hat
mit der Maßgabe zu erfolgen, daß die Bemes-
sungsgrundlage des Todesfallbeitrages der nach
den Bestimmungen des § 24 auszuzahlende Ruhe-
bezug zu bilden hat.

V. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

§ 28. (Verfassungsbestimmung) (1) Dieses Bun-
desgesetz tritt mit 1. Juli 1977 in Kraft und mit
Ablauf des 30. Juni 1983 außer Kraft.

(2) Die Wahl der Mitglieder der Volksanwalt-
schaft kann aber von dem der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an vorge-
nommen werden. Die Funktionsperiode der Mit-
glieder beginnt mit dem 1. Juli 1977.

§ 29. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit Abs. 2 nicht anderes be-
stimmt, die Bundesregierung betraut.

(2) Mit der Vollziehung der Abschnitte II
und III dieses Bundesgesetzes ist der Bundeskanz-
ler, hinsichtlich des § 19 aber der Bundesminister
für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Haiden Weißenberg Sinowatz

Lanc Firnberg

1 2 2 . Bundesgesetz vom 24. Feber 1977,
mit dem das Bezügegesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, in der
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl.
Nr. 18/1974 und des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 181/1974 wird wie folgt geändert:

1. Im § 8 Abs. 1 zweiter Halbsatz hat die
Zitierung „§ 14 Abs. 2 der Geschäftsordnung
des Nationalrates" nun „§ 8 Abs. 1 des Ge-
schäftsordnungsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 410,"
zu lauten.

2. Im § 14 Abs. 5 treten an die Stelle der
Worte „oder eine einmalige Entschädigung nach
diesem Bundesgesetz" die Worte „eine einmalige
Entschädigung nach dem Bundesgesetz vom
29. Feber 1956, BGBl. Nr. 57, oder eine ein-
malige Entschädigung nach diesem Bundesgesetz".

3. Der letzte Satz des § 18 Abs. 3 hat zu
lauten:

„Die Gebühr für die Benützung des Schlafwagens
oder des Flugzeuges wird gegen Vorweis der
Schlafwagen- oder Flugkarte von der Parlaments-
direktion vergütet."

4. Dem § 31 ist folgender Satz anzufügen:

„Die sinngemäße Anwendung des § 43 Abs. 2
des Pensionsgesetzes 1965 hat mit der Maßgabe
zu erfolgen, daß die Bemessungsgrundlage des
Todesfallbeitrages der nach den Bestimmungen
des § 32 auszuzahlende Ruhebezug zu bilden
hat."

5. § 32 hat zu lauten:

„§ 32. (1) Sind in der nach § 25 Abs. 2 zu
berücksichtigenden ruhebezugsfähigen Gesamtzeit
Zeiträume enthalten, die auch der Ermittlung
von gleichartigen Leistungen nach landesgesetz-
lichen Vorschriften (das sind sämtliche pensions-
rechtliche Ansprüche, die auf Grund einer Funk-
tionsausübung als Mitglied eines Landtages, eines
Gemeinderates, eines Gemeindevorstandes oder
als Bürgermeister erwachsen sind) zugrunde zu
legen sind, so gebühren die nach diesem Artikel
in Betracht kommenden Leistungen nur unter
der Voraussetzung, daß sie höher sind als die
gebührenden (ungekürzten) gleichartigen Lei-
stungen anderer Rechtsträger.

(2) Ist eine dem Abs. 1 entsprechende Ein-
schränkung in den in Betracht kommenden lan-
desgesetzlichen Vorschriften nicht vorgesehen, so
gebühren unter den im Abs. 1 normierten Vor-
aussetzungen die nach diesem Artikel in Betracht
kommenden Leistungen nur in dem Ausmaß,
um das sie höher sind als die seitens anderer
Rechtsträger gebührenden (ungekürzten) gleich-
artigen Leistungen.

(3) In Fällen, in denen die sonstigen Voraus-
setzungen des Abs. 1 zutreffen, jedoch die Lei-
stungen des Bundes und eines anderen Rechts-
trägers in gleicher Höhe gebühren, gebühren die
nach diesem Artikel in Betracht kommenden
Leistungen nur dann, wenn die zuletzt ausgeübte
Funktion die eines Mitgliedes des Nationalrates
oder des Bundesrates war. Ist eine dieser Bestim-
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mung entsprechende Einschränkung in den in
Betracht kommenden landesgesetzlichen Vor-
schriften nicht vorgesehen, so gebühren in sol-
chen Fällen nach diesem Artikel keine Leistun-
gen.

(4) Einem ehemaligen Mitglied des National-
rates oder des Bundesrates gebührt für die Dauer
der Funktionsausübung als Mitglied der Volks-
anwaltschaft der Ruhebezug nach den Bestim-
mungen dieses Artikels höchstens in dem Aus-
maß, um das die Summe aus dem Bezug als
Mitglied der Volksanwaltschaft und den im § 38
erwähnten sonstigen Ansprüchen hinter dem An-
fangsbezug eines Bundesministers zurückbleibt."

6. Lit. d des § 38 hat zu lauten:

„d) Zuwendungen, die für die Tätigkeit als
Mitglied eines Landtages, als Mitglied einer
Landesregierung, als Bürgermeister oder als
Mitglied eines Gemeinderates oder eines
Gemeindevorstandes gewährt werden,".

7. Lit. h des § 38 hat zu lauten:

„h) wiederkehrende Geldleistungen aus der ge-
setzlichen Pensions- und Unfallversicherung
(ausgenommen ein Hilflosenzuschuß und
Pensionsleistungen auf Grund einer frei-
willigen Weiter- oder Höherversicherung),".

8. Dem § 41 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Empfängern von Ruhebezügen nach die-
sem Artikel gebühren für die Dauer der Funk-
tionsausübung als Mitglied der Volksanwaltschaft
diese Ruhebezüge höchstens in dem Ausmaß, um
das die Summe aus dem Bezug als Mitglied der
Volksanwaltschaft und den im § 38 erwähnten
sonstigen Ansprüchen hinter dem Anfangsbezug
eines Bundesministers zurückbleibt."

9. Dem Abs. 2 des § 44 ist folgender Satz an-
zufügen:

„Die sinngemäße Anwendung des § 43 Abs. 2
des Pensionsgesetzes 1965 hat mit der Maßgabe
zu erfolgen, daß die Bemessungsgrundlage des
Todesfallbeitrages der nach den Bestimmungen
des § 38 auszuzahlende Ruhebezug zu bilden
hat."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit sie nicht gemäß § 50 dem Präsidenten
des Nationalrates obliegt, die Bundesregierung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Haiden Weißenberg Sinowatz

Lanc Firnberg
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